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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 RS 72/09 B 
 
L 4 R 623/08 (Sächsisches LSG) 
S 15 R 846/08 (SG Chemnitz) 
 
 
 
……………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. Januar 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S c h l e g e l ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Sächsischen Landessozialgerichts vom 11. August 2009 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 11.8.2009 hat das Sächsische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Feststellung der Zeit vom 10.10.1974 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zum 

Zusatzversorgungssystem der technischen Intelligenz sowie Feststellung der in diesem Zeit-

raum tatsächlich erzielten Arbeitsentgelte verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim Bun-

dessozialgericht (BSG) eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) sowie Divergenz iS von 

§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da die geltend gemachten Zulassungsgründe nicht ordnungsge-

mäß dargetan worden sind (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS von § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur, wenn sie 

eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder 

der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. 

Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter 

Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, 

dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der 

Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine Klärung dieser Fragen erwarten lässt. Ein Beschwerdeführer muss 

mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) 

Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (sog 

Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen 

Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger hat bereits keine Rechtsfrage formuliert. Der Beschwerdebegründung ist lediglich zu 

entnehmen, er halte die Rechtsauffassung des LSG für unzutreffend, dass es sich bei dem VEB 

Messgerätewerk Z.              am 30.6.1990 wegen vorheriger Übertragung der Fondsmittel 

dieses Werks auf verschiedene Gesellschaften mit beschränkter Haftung nur um eine 

sogenannte "leere Hülle" gehandelt habe, die nicht mehr aktiv am Produktionsbetrieb habe 

teilnehmen können. Es ist aber nicht die Aufgabe des Beschwerdegerichts, aus dem 

Vorbringen des Beschwerdeführers eine Rechtsfrage zu formulieren, der möglicherweise 

grundsätzliche Bedeutung zukommen könnte. 
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Abgesehen davon, dass der Kläger keine konkrete Rechtsfrage aufgezeigt hat, lässt die Be-

schwerdebegründung auch Ausführungen zur Klärungsbedürftigkeit des angesprochenen Pro-

blemkreises vermissen. 

 

Der Kläger behauptet noch nicht einmal, der von ihm angesprochene Problemkreis sei bisher 

höchstrichterlich nicht entschieden. Zu einer genaueren Auseinandersetzung mit der 

Rechtsprechung des BSG hätte hier umso mehr Anlass bestanden, als das LSG die Revision 

unter Hinweis auf den Beschluss des BSG vom 3.7.2008 - B 4 RS 36/08 B - nicht zugelassen 

hat, nach dem "es sich bei der hier streitgegenständlichen Frage des Fondsübertrages auf 

Nachfolgegesellschaften vor dem 30.6.1990 nicht um eine klärungsbedürftige Frage" handele. 

 

Ebenso wenig ist der Zulassungsgrund der Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ordnungs-

gemäß dargetan. 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von ei-

nem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts aufgestellt hat. Eine Abwei-

chung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht den Kriterien 

entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien widerspro-

chen, also andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung 

im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung 

der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, 

dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die Darlegungspflicht 

bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung erkennen lassen muss, 

welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung enthalten ist und welcher 

im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu in Widerspruch steht; ferner muss aufgezeigt 

werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtsprechung in einem künfti-

gen Revisionsverfahren seiner Einscheidung zu Grunde zu legen haben wird (zum Ganzen vgl 

BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen Darlegungserfordernissen wird die Be-

schwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger hat schon keinen abstrakten Rechtssatz des BSG herausgearbeitet, dem ein vom 

LSG aufgestellter abstrakter Rechtssatz widersprechen könnte. Das Vorbringen auf Seite 9 der 

Beschwerdebegründung kann allenfalls dahin verstanden werden, dass das angefochtene 

Urteil von der bisherigen Rechtsprechung des BSG, insbesondere dem Urteil vom 30.6.1998 

- B 4 RA 11/98 R - abweiche. Mit einem solchen Vorbringen ist eine Divergenz iS von § 160 

Abs 2 Nr 2 SGG indes nicht dargetan. Missversteht oder übersieht das Berufungsgericht einen 

höchstrichterlichen Rechtssatz und wendet deshalb das Recht fehlerhaft an, kann daraus nicht 
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geschlossen werden, es habe einen divergierenden Rechtssatz aufgestellt. Die Bezeichnung 

einer Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG setzt vielmehr die Darlegung voraus, dass das 

LSG die höchstrichterliche Rechtsprechung im angefochtenen Urteil in Frage stellt, was nicht 

der Fall ist, wenn es eine höchstrichterliche Entscheidung in ihrer Tragweite für den 

entschiedenen Fall verkannt haben sollte (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 73 mwN). 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG 

iVm § 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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